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Die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA fordert
für die Beamten des
Bundes, einschließ-
lich der Versorgungs-
empfänger, den Tarif-
abschluss des öffent-
lichen Dienstes um-
zusetzen. Beamte
und Versorgungs-
empfänger
haben einen
gesetzlichen
Anspruch auf
eine Anpas-
sung der Be-
soldung und
Versorgung an
die allgemeine
Einkommensent-
wicklung.
Grundlage für
die Besoldungs-
runde 2008 bildet
zunächst der Tarif-
abschluss für den
öffentlichen Dienst
in Bund und Kom-
munen vom 
31. März 2008.

M
it dieser Forderung
hat sich der ge-
schäftsführende
Bundesvorstand
der Verkehrsge-

werkschaft GDBA unmittelbar
an den Bundesinnenminister
gewandt. Die Verkehrsgewerk-
schaft GDBA begrüßt die Zusa-
ge von Innenminister Wolfgang
Schäuble zur Übertragung des
Tarifergebnisses auf den Beam-
tenbereich, die er unmittelbar

nach den Tarifverhandlungen
abgegeben hatte.

Auf dieser Basis fordert die Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA für
Beamte sowie für Ver-

sorgungsempfänger des
Bundes, den Tarifabschluss zeit-
und inhaltsgleich umzusetzen.
Dabei macht die Verkehrsge-
werkschaft GDBA deutlich, dass
die etwa 50 000 aktiven Beam-
tinnen und Beamten sowie rund
220 000 Versorgungsempfän-
ger/innen im gesamten Bahnre-
formbereich auf die Besol-
dungs- beziehungsweise Ver-
sorgungserhöhung warten.

Der geschäftsführende Bundes-
vorstand erinnert daran, dass die
Beamtinnen und Beamten des
Bundes durch die Verlängerung

der regelmäßi-
gen wöchentli-
chen Arbeitszeit
von zuletzt 40
auf grundsätz-
lich 41 Stunden
seit dem
1.3.2006 so-
wie die seit
2006 erfolg-
ten Kürzun-
gen bei der
Sonderzah-
lung bereits
erheblich
belastet
und be-
nachteiligt
wurden.
Damit ha-
ben die
Beamten
und Ver-
sor-
gungs-
empfän-
ger des
Bundes
einen
erheb-
lichen
Bei-
trag

zur
Haushaltskonsolidierung ge-

leistet.

Die Verkehrsgewerkschaft
 GDBA besteht darauf, dass die
Anpassung an die allgemeine
Einkommensentwicklung für
die Bundesbeamten nicht von
der der übrigen Beschäftigten im
öffentlichen Dienst des Bundes
abweicht. Es ist unbegreiflich
und unmotivierend, wenn
 Beschäftige des öffentlichen
 Diens tes in der gleichen Ver-

waltung, ja teilweise sogar im
gleichen Büro, unter ungleichen
Bedingungen zusammen arbei-
ten sollen. Insoweit muss auch
die Wochenarbeitszeit der Be-
amtinnen und Beamten angegli-
chen, also entsprechend redu-
ziert oder ein finanzieller Aus-
gleich vorgesehen werden.

Die Verkehrsgewerkschaft
 GDBA verkennt nicht die Haus-
haltssituation des Bundes, die
allerdings nicht von den Beam-
ten und Beschäftigten, sondern
von der Politik verursacht wur-
de. Jedenfalls wäre es nicht hin-
nehmbar, wenn Beamte hierzu

Übertragung des Tarifa
Beamte und Pensionäre

D er dbb Verhandlungsfüh-
rer Frank Stöhr hat den Ta-
rifabschluss für den öf-

fentlichen Dienst von Bund und
Kommunen am 31. März 2008
in Potsdam als großen Erfolg der
Gewerkschaften bezeichnet:
„Heute ist ein guter Tag für den
öffentlichen Dienst. Uns liegt
ein Verhandlungsergebnis vor,
das komplex ist, das Haken und
Ösen hat, das aber vor allem ein
großer Erfolg für die Kollegin-
nen und Kollegen ist.“

Nach monatelangen Verhand-
lungen, Warnstreiks und
Schlichtung hätten beide Seiten
einen tragfähigen Kompromiss
gefunden. Die enge Zusam-
menarbeit von dbb und ver.di
habe sich bewährt. 

Stöhr: „Wir haben gemeinsam
viel erreicht. Das Volumen
stimmt. Die lineare Steigerung
von bis zu 8,7 Prozent ist sehr,
sehr ordentlich. Zusammen mit
dem Sockelbetrag von 50 Euro
wird hier strukturell etwas für
alle Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst getan. Die Einmal-
zahlung rundet die Sache für
die unteren Entgeltgruppen ab.



wiederholt einen Sonderbeitrag
leisten müssten.

„Sehr geehrter Herr Dr.
Schäuble, wir bitten Sie dafür zu
sorgen, dass die geschilderten
Benachteiligungen der Beam-
tenschaft aufgegeben werden
und das gegenseitige Dienst-
und Treueverhältnis nicht weiter
einseitig belastet wird. Halten
Sie Ihre Zusage ein“, so der ge-
schäftsführende Bundesvor-
stand. Dazu ist es erforderlich,
die notwendigen Anpassungen
für die Beamtinnen und Beam-
ten sowie für die Versorgungs-
empfängerinnen und Versor-

bschlusses auf
gefordert

Es wäre nicht 
hinnehmbar, 
wenn 
Beamte  
wiederholt 
einen 
Sonderbeitrag 
leisten müssten.

Auch der erste Vorsitzende der
dbb tarifunion forderte unmit-
telbar nach der Tarifeinigung ei-
ne umfassende Gleichbehand-
lung der Beschäftigtengruppen
im öffentlichen Dienst. Stöhr:
„Mit dem Kompromiss von
Potsdam ist noch lange nicht al-
les gut. Es gilt nun, dieses Er-

gebnis zu vollenden und die
Gleichbehandlung der Beam-
tinnen und Beamten des Bun-
des sicherzustellen. Abschmel-
zungen oder Verzögerungen
bei einer entsprechenden Re-
gelung für den Beamtenbereich
wären nicht nur ungerecht, son-
dern schlicht inakzeptabel.“

Ein guter Tag für den
öffentlichen Dienst

gungsempfänger nunmehr um-
gehend gesetzestechnisch um-
zusetzen. j.m.


